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Norm

B-VG Art.133 Abs4
StVO 1960 §29b

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. StVO 1960 § 29b heute
2. StVO 1960 § 29b gültig ab 24.04.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 17/2026
3. StVO 1960 § 29b gültig von 06.10.2015 bis 23.04.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 123/2015
4. StVO 1960 § 29b gültig von 01.01.2014 bis 05.10.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2013
5. StVO 1960 § 29b gültig von 01.07.2005 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 52/2005
6. StVO 1960 § 29b gültig von 22.07.1998 bis 30.06.2005 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 92/1998
7. StVO 1960 § 29b gültig von 31.07.1993 bis 21.07.1998 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 522/1993
8. StVO 1960 § 29b gültig von 01.05.1986 bis 30.07.1993 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 105/1986
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Stephan Wagner als Vorsitzenden und die
Richterin Mag. Ulrike Scherz sowie den fachkundigen Laienrichter Mag. Rudolf Halbauer, Bakk. Phil. als
Beisitzer über die Beschwerde desXXXX, geboren am XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes für
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Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle NÖ, vom 2.1.2017, SVNr: XXXX, betreffend den Antrag auf
Ausstellung eines Parkausweises gemäß § 29b Straßenverkehrsordnung 1960 in nicht öffentlicher Sitzung zu
Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Stephan Wagner als Vorsitzenden
und die Richterin Mag. Ulrike Scherz sowie den fachkundigen Laienrichter Mag. Rudolf Halbauer, Bakk. Phil.
als Beisitzer über die Beschwerde desXXXX, geboren am römisch 40 , gegen den Bescheid des Bundesamtes
für Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle NÖ, vom 2.1.2017, SVNr: römisch 40 , betreffend den
Antrag auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß Paragraph 29 b, Straßenverkehrsordnung 1960 in nicht
öffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1.1. Der Beschwerdeführer stellte am 28.11.2016 beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen,
Landesstelle NÖ (in der Folge: belangte Behörde) einen Antrag auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß §
29b StVO. Da er zu diesem Zeitpunkt noch nicht Inhaber eines Behindertenpasses war, wertete die belangte
Behörde diesen Antrag auch als Antrag darauf sowie als Antrag auf die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit
der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer
Behinderung".1.1. Der Beschwerdeführer stellte am 28.11.2016 beim Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen, Landesstelle NÖ (in der Folge: belangte Behörde) einen Antrag auf Ausstellung eines
Parkausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO. Da er zu diesem Zeitpunkt noch nicht Inhaber eines
Behindertenpasses war, wertete die belangte Behörde diesen Antrag auch als Antrag darauf sowie als Antrag
auf die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung".

1.2. Nach Durchführung eines Ermittlungsverfahrens inklusive der Einholung eines medizinischen
Sachverständigengutachtens wurde dem Beschwerdeführer am 4.11.2016 ein Behindertenpass ausgestellt,
der unter anderem eine Behinderung in Höhe von 60%, jedoch keine Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der
Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer
Behinderung" ausweist.

1.3. Mit Bescheid der belangten Behörde vom 2.1.2017, SVNr: XXXX, wurde der Antrag des
Beschwerdeführers vom 28.11.2016 auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß § 29b StVO abgewiesen.1.3.
Mit Bescheid der belangten Behörde vom 2.1.2017, SVNr: römisch 40 , wurde der Antrag des
Beschwerdeführers vom 28.11.2016 auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO
abgewiesen.

1.4. Die belangte Behörde begründete ihre Entscheidung im Wesentlichen damit, dass im Bescheid vom
4.11.2016 festgestellt worden wäre, dass die Voraussetzungen für die Ausstellung eines Behindertenpasses
mit der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" nicht erfüllt wären.

1.5. Gemäß § 29b Abs. 1 StVO sei für die Ausfolgung eines Parkausweises ein Behindertenpass mit der
Zusatzeintragung der "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" Voraussetzung. Da der Beschwerdeführer über einen
solchen nicht verfüge, sei sein Antrag abzuweisen.1.5. Gemäß Paragraph 29 b, Absatz eins, StVO sei für die
Ausfolgung eines Parkausweises ein Behindertenpass mit der Zusatzeintragung der "Unzumutbarkeit der
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Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer
Behinderung" Voraussetzung. Da der Beschwerdeführer über einen solchen nicht verfüge, sei sein Antrag
abzuweisen.

1.6. In der gegen diesen Bescheid erhobenen, fristgerechten Beschwerde führt der Beschwerdeführer im
Wesentlichen aus, dass er manchmal nach seiner Dialyse einen zu niedrigen Blutdruck und aufgrund dessen
Schwindelgefühle habe und sich nur mehr schwer auf den Beinen halten könne. Es wäre daher für ihn sehr
wichtig, wenn seine Tochter im Zuge diverser Arztbesuche, die er in Zusammenhang mit einer
bevorstehenden Nierentransplantation zu absolvieren habe, die mit dem Ausweis verbundenen
Parkmöglichkeiten hätte.

1.7. Die Durchführung einer mündlichen Verhandlung wurde nicht beantragt.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

1.1. Nach Einsicht in den behördlichen Verwaltungsakt steht folgender entscheidungswesentlicher
Sachverhalt fest:

1.2. Der Beschwerdeführer ist türkischer Staatsbürger, am XXXX geboren und wohnhaft in XXXX.1.2. Der
Beschwerdeführer ist türkischer Staatsbürger, am römisch 40 geboren und wohnhaft in römisch 40 .

1.3. Am 28.11.2016 stellte er bei der belangten Behörde einen Antrag auf Ausstellung eines Ausweises
gemäß § 29b StVO.1.3. Am 28.11.2016 stellte er bei der belangten Behörde einen Antrag auf Ausstellung
eines Ausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO.

1.4. Am 4.11.2016 wurde von der belangten Behörde ein befristeter Behindertenpass für den
Beschwerdeführer ausgestellt, welcher einen Grad der Behinderung in Höhe von 60% sowie die
Zusatzeintragungen "Gesundheitsschädigung gem. § 2 Abs. 1 erster Teilstrich VO 303/1996 liegt vor" und
"Gesundheitsschädigung gem. § 2 Abs. 1 zweiter Teilstrich VO 303/1996 liegt vor" ausweist. Eine
Zusatzeintragung betreffend die "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" weist dieser nicht auf.1.4. Am 4.11.2016
wurde von der belangten Behörde ein befristeter Behindertenpass für den Beschwerdeführer ausgestellt,
welcher einen Grad der Behinderung in Höhe von 60% sowie die Zusatzeintragungen
"Gesundheitsschädigung gem. Paragraph 2, Absatz eins, erster Teilstrich VO 303 aus 1996, liegt vor" und
"Gesundheitsschädigung gem. Paragraph 2, Absatz eins, zweiter Teilstrich VO 303 aus 1996, liegt vor"
ausweist. Eine Zusatzeintragung betreffend die "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" weist dieser nicht auf.

1.5. Über den Antrag des Beschwerdeführers auf Zusatzeintragung betreffend die "Unzumutbarkeit der
Benützung öffentlicher Verkehrsmittel aufgrund einer Behinderung" wurde von der belangten Behörde nicht
abgesprochen.

2. Beweiswürdigung:

2.1. Die Feststellungen beruhen betreffend Geburtsdatum, Staatsbürgerschaft und Wohnadresse auf den
glaubhaften Angaben des Beschwerdeführers am Antragsformular, auf den übereinstimmenden Unterlagen
im Verwaltungsakt sowie auf einem eingeholten Auszug aus dem zentralen Melderegister.

2.2. Die Feststellungen zur Zusatzeintragung betreffend die "Unzumutbarkeit der Benutzung öffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" beruhen auf dem
Verwaltungsakt sowie auf einer seitens des Bundesverwaltungsgerichtes eingeholten Stellungnahme der
belangten Behörde.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Gemäß § 17 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen
des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung -
B A O , BGBl. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des
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Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hätte.3.1. Gemäß Paragraph 17, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) sind, soweit in
diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über Beschwerden gemäß Artikel 130,
Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des römisch
vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Übrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die
Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat
oder anzuwenden gehabt hätte.

3.2. Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen,
sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.3.2. Gemäß Paragraph 28,
Absatz eins, VwGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

3.3. Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-
VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn3.3. Gemäß Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG hat das
Verwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der Sache
selbst zu entscheiden, wenn

1. der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

3.4. Gemäß § 6 des Bundesgesetzes über die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.3.4. Gemäß
Paragraph 6, des Bundesgesetzes über die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

3.5. Gemäß § 45 Abs. 3 Bundesbehindertengesetz (BBG) hat in Verfahren auf Ausstellung eines
Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschätzung des Grades der
Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.3.5. Gemäß
Paragraph 45, Absatz 3, Bundesbehindertengesetz (BBG) hat in Verfahren auf Ausstellung eines
Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschätzung des Grades der
Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

Daraus folgt:

3.6. Im gegenständlich anzuwendenden Materiengesetz, der StVO ist keine Bestimmung enthalten, wonach in
Verfahren auf Ausstellung eines Ausweises gemäß § 29b Abs. 1 StVO die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes durch Senate vorgesehen ist. Sohin wäre im Hinblick auf § 6 BVwGG und auf
den reinen auf den Wortlaut des Gesetzes abstellend, im gegenständlichen Verfahren durch Einzelrichter zu
entscheiden.3.6. Im gegenständlich anzuwendenden Materiengesetz, der StVO ist keine Bestimmung
enthalten, wonach in Verfahren auf Ausstellung eines Ausweises gemäß Paragraph 29 b, Absatz eins, StVO
die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes durch Senate vorgesehen ist. Sohin wäre im Hinblick auf
Paragraph 6, BVwGG und auf den reinen auf den Wortlaut des Gesetzes abstellend, im gegenständlichen
Verfahren durch Einzelrichter zu entscheiden.

3.7. Der erkennende Senat geht jedoch auf Grund folgender Überlegungen in Verfahren auf Ausstellung eines
Ausweises gemäß § 29b Abs. 1 StVO von einer Senatszuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes aus:3.7.
Der erkennende Senat geht jedoch auf Grund folgender Überlegungen in Verfahren auf Ausstellung eines
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Ausweises gemäß Paragraph 29 b, Absatz eins, StVO von einer Senatszuständigkeit des
Bundesverwaltungsgerichtes aus:

3.8. Den oben zitieren Bestimmungen ist zu entnehmen, dass der Ausweis gemäß § 29b StVO auf Antrag vom
Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen auszustellen ist, sofern der Antragsteller über die
Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" im Behindertenpass verfügt. Das Vorliegen dieser
Zusatzeintragung im Behindertenpass ist daher (einzige) Voraussetzung für die Ausstellung eines Ausweises
gemäß § 29b StVO.3.8. Den oben zitieren Bestimmungen ist zu entnehmen, dass der Ausweis gemäß
Paragraph 29 b, StVO auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen auszustellen ist, sofern
der Antragsteller über die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" im Behindertenpass verfügt. Das
Vorliegen dieser Zusatzeintragung im Behindertenpass ist daher (einzige) Voraussetzung für die Ausstellung
eines Ausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO.

3.9. Da der Gesetzgeber offensichtlich einen sehr engen inhaltlichen Zusammenhang zwischen den
Regelungen des BBG und der StVO schaffen wollte, kann es sich nach Ansicht des erkennenden Senates nur
um ein Versehen des Gesetzgebers handeln, wenn er - trotz einer Vereinheitlichung des Berechtigtenkreises
für den Behindertenpass und den Ausweis in § 29b StVO mit der Novelle BGBl. I 39/2013 und der damit
verbundenen Verknüpfung dieser Verfahren - im Verfahren auf Vornahme der genannten Zusatzeintragung
eine Senatszuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes vorsieht, für das davon abhängige Verfahren nach
§ 29b StVO jedoch keine solche Regelung trifft.3.9. Da der Gesetzgeber offensichtlich einen sehr engen
inhaltlichen Zusammenhang zwischen den Regelungen des BBG und der StVO schaffen wollte, kann es sich
nach Ansicht des erkennenden Senates nur um ein Versehen des Gesetzgebers handeln, wenn er - trotz einer
Vereinheitlichung des Berechtigtenkreises für den Behindertenpass und den Ausweis in Paragraph 29 b, StVO
mit der Novelle Bundesgesetzblatt Teil eins, 39 aus 2013, und der damit verbundenen Verknüpfung dieser
Verfahren - im Verfahren auf Vornahme der genannten Zusatzeintragung eine Senatszuständigkeit des
Bundesverwaltungsgerichtes vorsieht, für das davon abhängige Verfahren nach Paragraph 29 b, StVO jedoch
keine solche Regelung trifft.

3.10. Dass der Gesetzgeber in Verfahren nach § 29b StVO es schlichtweg übersehen hat, eine
Senatszuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes auch in diesen Verfahren vorzusehen, wird zunächst
auch im Allgemeinen Teil der Erläuterungen zur StVO, BGBl. 159 idF BGBl. I 39/2013, deutlich (ErläutRV 2109
BlgNr 24. GP 3):3.10. Dass der Gesetzgeber in Verfahren nach Paragraph 29 b, StVO es schlichtweg
übersehen hat, eine Senatszuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes auch in diesen Verfahren
vorzusehen, wird zunächst auch im Allgemeinen Teil der Erläuterungen zur StVO, BGBl. 159 in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, 39 aus 2013,, deutlich (ErläutRV 2109 BlgNr 24. Gesetzgebungsperiode 3):

3.11. "Durch die Änderung des Berechtigtenkreises in § 29b StVO entfällt das Kriterium der dauernd starken
Gehbehinderung. Bei gleichzeitigem Verweis auf die Bestimmungen der Verordnung über die Ausstellung von
Behindertenpässen wird der Kreis der Anspruchsberechtigten vereinheitlicht und parallele Untersuchungen
entfallen. Bisher konnten zwei parallel berechtigte Personenkreise mit zwar ähnlichen aber nicht identen
Anspruchsberechtigungen den Parkausweis bzw. den Behindertenpass beantragen. Dies führte für die
Betroffenen mitunter zum unerwarteten Ergebnis, dass nur ein Ausweis erteilt wurde. Der Vorteil dieser
Änderung liegt darin, dass nunmehr ein einheitlicher Zugang zu beiden Berechtigungen gewährt wird."3.11.
"Durch die Änderung des Berechtigtenkreises in Paragraph 29 b, StVO entfällt das Kriterium der dauernd
starken Gehbehinderung. Bei gleichzeitigem Verweis auf die Bestimmungen der Verordnung über die
Ausstellung von Behindertenpässen wird der Kreis der Anspruchsberechtigten vereinheitlicht und parallele
Untersuchungen entfallen. Bisher konnten zwei parallel berechtigte Personenkreise mit zwar ähnlichen aber
nicht identen Anspruchsberechtigungen den Parkausweis bzw. den Behindertenpass beantragen. Dies führte
für die Betroffenen mitunter zum unerwarteten Ergebnis, dass nur ein Ausweis erteilt wurde. Der Vorteil
dieser Änderung liegt darin, dass nunmehr ein einheitlicher Zugang zu beiden Berechtigungen gewährt wird."

3.12. Im Besonderen Teil der Erläuterungen wird zu § 29b Abs. 1 StVO, BGBl. 159 idF BGBl. I 39/2013,
Folgendes festgehalten (ErläutRV 2109 BlgNr 24. GP 4):3.12. Im Besonderen Teil der Erläuterungen wird zu
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Paragraph 29 b, Absatz eins, StVO, BGBl. 159 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 39 aus 2013,,
Folgendes festgehalten (ErläutRV 2109 BlgNr 24. Gesetzgebungsperiode 4):

3.13. "Das Kriterium der dauernd starken Gehbehinderung entfällt. Gleichzeitig wird auf die Zusatzeintragung
‚Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschädigung oder
Blindheit' im Behindertenpass verwiesen, die nunmehr Kriterium für die Ausstellung des Parkausweises ist.
Der Parkausweis wird beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen beantragt und als Anlage zum
Behindertenpass ausgestellt. Da die Ausstellung des Parkausweises inhaltlich als straßenpolizeiliche Tätigkeit
zu qualifizieren ist, ist die Bestimmung als Verfassungsbestimmung zu beschließen. Die Verordnung über die
Ausstellung von Behindertenpässen ist zu adaptieren."

3.14. Wenn der Gesetzgeber mit der StVO-Novelle BGBl. I 39/2013 daher auf die Vereinheitlichung des
Kreises der Anspruchsberechtigten und insofern der Verfahren nach dem BBG hinsichtlich der
Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" und der Verfahren nach § 29b StVO abzielte und den
Parkausweis als Anlage zum Behindertenpass ansieht, ist es nach Ansicht des erkennenden Senates als echte
Gesetzeslücke anzusehen, wenn der Gesetzgeber für das Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses
und die Vornahme von Zusatzeintragungen im § 45 Abs. 3 BBG eine Senatszuständigkeit vorsieht, für
Verfahren nach § 29b StVO aber keine solche Regelung trifft, obwohl die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit
der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer
Behinderung" das einzige Kriterium für die Ausstellung des Parkausweises ist.3.14. Wenn der Gesetzgeber mit
der StVO-Novelle Bundesgesetzblatt Teil eins, 39 aus 2013, daher auf die Vereinheitlichung des Kreises der
Anspruchsberechtigten und insofern der Verfahren nach dem BBG hinsichtlich der Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung
aufgrund einer Behinderung" und der Verfahren nach Paragraph 29 b, StVO abzielte und den Parkausweis als
Anlage zum Behindertenpass ansieht, ist es nach Ansicht des erkennenden Senates als echte Gesetzeslücke
anzusehen, wenn der Gesetzgeber für das Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses und die
Vornahme von Zusatzeintragungen im Paragraph 45, Absatz 3, BBG eine Senatszuständigkeit vorsieht, für
Verfahren nach Paragraph 29 b, StVO aber keine solche Regelung trifft, obwohl die Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung
aufgrund einer Behinderung" das einzige Kriterium für die Ausstellung des Parkausweises ist.

3.15. Der erkennende Senat geht sohin entsprechend den obigen Ausführungen vom Vorliegen einer echten
Gesetzeslücke aus, welche mit der analogen Anwendung des § 45 Abs. 3 BBG in Verfahren nach § 29b StVO
zu schließen ist.3.15. Der erkennende Senat geht sohin entsprechend den obigen Ausführungen vom
Vorliegen einer echten Gesetzeslücke aus, welche mit der analogen Anwendung des Paragraph 45, Absatz 3,
BBG in Verfahren nach Paragraph 29 b, StVO zu schließen ist.

3.16. Im gegenständlichen Fall liegt daher in analoger Anwendung des § 45 Abs. 3 BBG Senatszuständigkeit
vor.3.16. Im gegenständlichen Fall liegt daher in analoger Anwendung des Paragraph 45, Absatz 3, BBG
Senatszuständigkeit vor.

Zu A) Abweisung der Beschwerde:

3.17. Gemäß § 29b Abs. 1 1 Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO) ist Inhabern und Inhaberinnen eines
Behindertenpasses nach dem Bundesbehindertengesetz, BGBl. Nr. 283/1990, die über die Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung
aufgrund einer Behinderung" verfügen, als Nachweis über die Berechtigungen nach Abs. 2 bis 4 auf Antrag
vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen ein Ausweis auszufolgen. Die näheren Bestimmungen
über diesen Ausweis sind durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
zu treffen.3.17. Gemäß Paragraph 29 b, Absatz eins, 1 Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO) ist Inhabern und
Inhaberinnen eines Behindertenpasses nach dem Bundesbehindertengesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 283 aus
1990,, die über die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" verfügen, als Nachweis über die
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Berechtigungen nach Absatz 2 bis 4 auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen ein
Ausweis auszufolgen. Die näheren Bestimmungen über diesen Ausweis sind durch Verordnung des
Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu treffen.

3.18. Gemäß § 29b Abs. 1a (StVO) (Verfassungsbestimmung) kann die Ausfolgung und Einziehung eines
Ausweises gemäß Abs. 1 unmittelbar durch Bundesbehörden besorgt werden.3.18. Gemäß Paragraph 29 b,
Absatz eins a, (StVO) (Verfassungsbestimmung) kann die Ausfolgung und Einziehung eines Ausweises gemäß
Absatz eins, unmittelbar durch Bundesbehörden besorgt werden.

3.19. Gemäß § 45 Abs. 1 BBG sind Anträge auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer
Zusatzeintragung oder auf Einschätzung des Grades der Behinderung unter Anschluß der erforderlichen
Nachweise bei dem Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen einzubringen.3.19. Gemäß Paragraph 45,
Absatz eins, BBG sind Anträge auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer
Zusatzeintragung oder auf Einschätzung des Grades der Behinderung unter Anschluß der erforderlichen
Nachweise bei dem Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

3.20. Gemäß § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemäß Abs. 1 nicht
stattgegeben, das Verfahren eingestellt (§ 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten
Behindertenpass kommt Bescheidcharakter zu.3.20. Gemäß Paragraph 45, Absatz 2, BBG ist ein Bescheid nur
dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemäß Absatz eins, nicht stattgegeben, das Verfahren eingestellt
(Paragraph 41, Absatz 3,) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.

3.21. Gemäß § 1 Abs. 4 Z 3 der Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
über die Ausstellung von Behindertenpässen und von Parkausweisen Ist auf Antrag des Menschen mit
Behinderung jedenfalls die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benützung
öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht
zumutbar ist einzutragen.3.21. Gemäß Paragraph eins, Absatz 4, Ziffer 3, der Verordnung des
Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz über die Ausstellung von Behindertenpässen
und von Parkausweisen Ist auf Antrag des Menschen mit Behinderung jedenfalls die Feststellung, dass dem
Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist einzutragen.

Daraus folgt:

3.22. Da, wie festgestellt, der Beschwerdeführer zwar Inhaber eines Behindertenpasses ist, dieser jedoch
nicht die Zusatzeintragung der "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" enthält, liegen die Voraussetzungen für die
Ausfolgung eines Parkausweises gemäß § 29b StVO nicht vor und war sohin spruchgemäß zu
entscheiden.3.22. Da, wie festgestellt, der Beschwerdeführer zwar Inhaber eines Behindertenpasses ist,
dieser jedoch nicht die Zusatzeintragung der "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" enthält, liegen die
Voraussetzungen für die Ausfolgung eines Parkausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO nicht vor und war
sohin spruchgemäß zu entscheiden.

3.23. Hingewiesen sei noch darauf, dass es die belangte Behörde unterlassen hat über den Antrag auf die
Zusatzeintragung der "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" abzusprechen. Über diesen Antrag wird die belangte
Behörde demnach noch abzusprechen haben.

3.24. Der ausgestellte Behindertenpass hat zwar gemäß § 45 Abs. 2 letzter Satz BBG Bescheidcharakter,
jedoch bedarf es gemäß § 45 Abs. 2 erster Satz BBG im Falle, dass einem Antrag nicht stattgegeben wird,
explizit der Erlassung eines Bescheides gegen den in der Folge auch Beschwerde erhoben werden kann.3.24.
Der ausgestellte Behindertenpass hat zwar gemäß Paragraph 45, Absatz 2, letzter Satz BBG
Bescheidcharakter, jedoch bedarf es gemäß Paragraph 45, Absatz 2, erster Satz BBG im Falle, dass einem
Antrag nicht stattgegeben wird, explizit der Erlassung eines Bescheides gegen den in der Folge auch
Beschwerde erhoben werden kann.
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Zum Entfall einer mündlichen Verhandlung:

3.25. Gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich
hält, von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen.3.25. Gemäß Paragraph 24,
Absatz eins, VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, von Amts
wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen.

3.26. Gemäß § 24 Abs. 2 VwGVG kann die Verhandlung entfallen, wenn3.26. Gemäß Paragraph 24, Absatz 2,
VwGVG kann die Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde
zurückzuweisen ist oder bereits aufgrund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene
Bescheid aufzuheben, die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung für rechtswidrig zu erklären ist oder

2. die Säumnisbeschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen ist.

3.27. Gemäß § 24 Abs. 3 VwGVG hat der Beschwerdeführer die Durchführung einer Verhandlung in der
Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen
angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen Antrag auf Durchführung einer Verhandlung zu
stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien
zurückgezogen werden.3.27. Gemäß Paragraph 24, Absatz 3, VwGVG hat der Beschwerdeführer die
Durchführung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen
Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen
Antrag auf Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann
nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen werden.

3.28. Gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist,
das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten
erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt,
und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen
Union (GRC), ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. 3.28. Gemäß Paragraph 24, Absatz 4,
VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das Verwaltungsgericht
ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem Entfall der
Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten (EMRK), Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte
der Europäischen Union (GRC), ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

3.29. In seinem Urteil vom 18. Juli 2013, Nr. 56.422/09 (Schädler-Eberle/Liechtenstein) hat der EGMR in
Weiterführung seiner bisherigen Judikatur dargelegt, dass es Verfahren geben würde, in denen eine
Verhandlung nicht geboten sei, etwa wenn keine Fragen der Beweiswürdigung auftreten würden oder die
Tatsachenfeststellungen nicht bestritten seien, sodass eine Verhandlung nicht notwendig sei und das Gericht
auf Grund des schriftlichen Vorbringens und der schriftlichen Unterlagen entscheiden könne (vgl. VwGH
03.10.2013, Zl. 2012/06/0221).3.29. In seinem Urteil vom 18. Juli 2013, Nr. 56.422/09 (Schädler-
Eberle/Liechtenstein) hat der EGMR in Weiterführung seiner bisherigen Judikatur dargelegt, dass es Verfahren
geben würde, in denen eine Verhandlung nicht geboten sei, etwa wenn keine Fragen der Beweiswürdigung
auftreten würden oder die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten seien, sodass eine Verhandlung nicht
notwendig sei und das Gericht auf Grund des schriftlichen Vorbringens und der schriftlichen Unterlagen
entscheiden könne vergleiche VwGH 03.10.2013, Zl. 2012/06/0221).

3.30. Der entscheidungsrelevante Sachverhalt ist aufgrund der Aktenlage geklärt. Im Gegenstand sind
ausschließlich Rechtsfragen zu klären, zu deren Lösung im Sinne der obzitierten Judikatur des EGMR eine
mündliche Verhandlung nicht geboten ist. Art. 6 EMRK steht somit dem Absehen von einer mündlichen
Verhandlung nicht entgegen.3.30. Der entscheidungsrelevante Sachverhalt ist aufgrund der Aktenlage
geklärt. Im Gegenstand sind ausschließlich Rechtsfragen zu klären, zu deren Lösung im Sinne der obzitierten
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Judikatur des EGMR eine mündliche Verhandlung nicht geboten ist. Artikel 6, EMRK steht somit dem Absehen
von einer mündlichen Verhandlung nicht entgegen.

ZU B) Zulässigkeit der Revision:

3.31. Gemäß § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG
zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.3.31. Gemäß Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses
oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der
Ausspruch ist kurz zu begründen.

3.32. Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig, weil die Entscheidung von der Lösung einer
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, weil es an der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zur Frage fehlt, ob Einzelrichter- oder Senatszuständigkeit vorliegt, somit ob § 45
Abs. 3 BBG analog auf Verfahren nach § 29b StVO 1960 anzuwenden ist. Eine klare Rechtslage liegt nach
Ansicht des erkennenden Senates nicht vor. 3.32. Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig,
weil die Entscheidung von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt,
weil es an der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Frage fehlt, ob Einzelrichter- oder
Senatszuständigkeit vorliegt, somit ob Paragraph 45, Absatz 3, BBG analog auf Verfahren nach Paragraph 29
b, StVO 1960 anzuwenden ist. Eine klare Rechtslage liegt nach Ansicht des erkennenden Senates nicht vor.
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